
Unsere Fragen  

1. a) Setzt sich Ihre Partei für eine gesetzliche Regelung zur Begrenzung des 

Flächenverbrauchs in Hessen und der Region ein? 

 

FDP: Unsere hessische Natur- und Kulturlandschaft unterliegt heute mehr denn je 
unterschiedlichen Flächennutzungsansprüchen. Wir Liberale wollen diese Nutzungsansprüche 
in einen zielgerichteten Ausgleich bringen. Aus diesem Grund haben wir bereits auf 
Landesebene parlamentarische Initiativen eingebracht, um die im Naturschutzrecht 
bestehenden Flächenausgleichsregelungen zu verbessern. Gerade dem zunehmenden Verlust 
landwirtschaftlicher Produktionsflächen muss endlich Einhalt geboten werden. 
 

b) Setzet sich Ihre Partei als Zwischenziel auf dem Weg zum Netto-Null-

Verbrauch für eine verbindliche Halbierung des Flächenverbrauchs in Hessen in 

den nächsten 5 Jahren ein? 
 

FDP: Eine verbindliche Halbierung halten wir für kontraproduktiv. Eine Reduzierung des 

Flächenverbrauchs ist notwendig und sinnvoll, aber, wenn wir an dieser Stelle eine starre 

Grenze einführen, führt es am Ende dazu, dass die kleine Kommune, die schon ein 

Gewerbegebiet ausgewiesen hat dann den neuen Spielplatz verweigert bekommt. Auch für 

die Ballungsräume – so wie Frankfurt – wäre dies nicht wünschenswert, da ein insgesamt ein 

großer Bedarf besteht. Unsere Vorschläge können Sie gerne der Antwort zur Frage 5 

entnehmen.  Viele erhoffen sich von einer gesetzlichen Deckelung auf 5 ha pro Jahr einfache 

und schnelle Lösungen. Zahlreiche Detailfragen, die jedoch der eigentliche Kern der Diskussion 

sein sollten, bleiben aber unbeantwortet: Rechtliche Hürden, Auswirkungen auf andere 

drängende Politikbereiche (z.B. Wohnungsbau) und räumliche Gerechtigkeitsprobleme in 

dünn besiedelten Räumen sind hierfür nur einige Beispiele. Das 5-Hektar-Ziel ist richtig. Hierzu 

ein klares „Ja“. Eine gesetzliche Obergrenze ist jedoch das falsche Instrument.  

2. Um den Wettbewerb der Kommunen um neue Gewerbeflächen auf Kosten von Natur 

und Landwirtschaft zu entschärfen, müsste die Verteilung von 

Gewerbesteuereinnahmen gesetzlich geändert werden. Kommunen, die ohne Verbrauch 

neuer Gewerbeflächen auskommen, sollten besonders belohnt werden. Dies stärkt die 

Innenentwicklung. Unterstützt Ihre Partei diesen Ansatz? 

 

FDP: Den beschriebenen Vorschlag, Kommunen zu belohnen, die keine neuen 

Gewerbegebiete ausweisen, halten wir Freie Demokraten für kontraproduktiv. Die 

Innenentwicklung zu stärken ist sicherlich ein richtiges Anliegen, aber für viele Kommunen 

dürfte es realitätsfern sein, dass sie auf neue Gewerbegebiete verzichten sollen.  

3. Der ökologische Ausgleich für Flächenverluste erfolgt derzeit gar nicht bzw. in 

fragwürdiger Weise. Setzt sich Ihre Partei dafür ein, dass für den Verlust des 

Schutzgutes Boden ein vollständiger Ausgleich durch Entsiegelung anderer Flächen 

verlangt wird? 

 

FDP: Wir Freie Demokraten setzen uns allgemein für eine stadtweite Entsieglung von Flächen 
ein, damit aus zubetonierten Plätzen grüne Oasen entstehen können, die vor allem an den 
heißen Sommermonaten den Menschen in der Stadt Schatten spendet.  



 

4. Wenn Sie abwägen zwischen Ausweisung von Feldflur für neue 

Gewerbeansiedelungen oder Erhalt der lokalen landwirtschaftlichen Flächen, was hat 

für Ihre Partei Priorität? 

 

FDP: Unsere Unternehmen brauchen Flächen. Um den Industrie-und Gewerbestandort 
langfristig zu sichern und attraktiv zu gestalten, brauchen wir ein Flächenmonitoring, das 
Gewerbeflächen bewertet und damit Potenziale offenlegt, die wir derzeit nicht nutzen. Wir 
müssen Lösungen für vorhandene Flächen finden, die derzeit nicht bebaubar sind, z. B. weil 
Oberleitungen oder Glasfaserleitungen eine Bebauung verhindern. Das Miteinander von 
Gesellschaft und Wirtschaft hat bei uns einen hohen Stellenwert. Wir wollen bei der 
Erweiterung und der Erschließung von Flächen für neue Industrie-und Gewerbegebiete 
möglichst viele Akteure einbeziehen stehen aber dafür, dass Politik handlungs-und 
entscheidungsfähig ist und bleibt 
 

5. Politiker und Parteien sprechen sich oft medienwirksam für den Erhalt der 

Landschaft aus. Woran lässt sich der Einsatz Ihrer Partei gegen den drastischen 

Flächenverbrauch messen? 

 

 Umnutzungen unbürokratisch ermöglichen 

 Denkmalschutz lockern: wir sehen z.B. in Nordhessen viele alte Bauernhöfe unter 
Denkmalschutz. Bauliche Änderungen werden wegen Denkmalschutz nicht genehmigt, 
aber die Gesetzgebung verlangt größere Ställe. Daher wird Neubau empfohlen und 
zwangsweise Fläche verbraucht. Denkmalgeschützte Gebäude stehen dann leer und 
verfallen. Ähnliche Fälle finden sich sicherlich auch im städtischen Bereich bei 
Wohngebäuden. 

 Nachverdichtung muss Vorrang haben. Vor jeder neuen Flächenausweisung prüfen, ob 
es nicht auch durch Ersatzneubau, Umnutzung, Nachverdichtung etc. geht. 

 

 

6. Haben Sie und Ihre Parteikolleg*innen noch Ideen zur Vermeidung weiteren 

Flächenverbrauchs? 

 

FDP: Um mehr bezahlbaren Wohnraum zu schaffen und den Flächenverbrauch zu begrenzen, 
wollen wir Baumaßnahmen und Nachverdichtungen im innerstädtischen Bereich erleichtern. 
Deshalb wollen wir zum Beispiel die Wiedernutzung von Brachflächen und die vereinfachte 
Ausweisung von Bebauungsplänen zur Innenentwicklung weiter erleichtern. 
 

Wir freuen uns über Ihre Stellungnahme bis zum 26. 02.2021, gerne per email an 

h.ruehl@heimatboden-frankfurt.de  

 

Vielen Dank für Ihre Rückmeldung und freundliche Grüße  

Heinz Rühl, im Namen der Bürgerinitiative  
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